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§ 1

Dem am 8. und 16. Dezember 2016 un-
terzeichneten Zwanzigsten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag wird zugestimmt.
Der Staatsvertrag wird nachstehend mit
Gesetzeskraft veröffentlicht.

§ 2

Der Zwanzigste Rundfunkänderungs-
staatsvertrag tritt nach seinem Art. 4 Abs. 2
Satz 1 mit Ausnahme von Art. 3 am 

1. September 2017 in Kraft. Nach seinem
Art. 4 Abs. 2 Satz 2 tritt Art. 3 zum 1. Ja-
nuar 2017 in Kraft. Sollte der Staatsver-
trag nach seinem Art. 4 Abs. 2 Satz 3 ge-
genstandslos werden, ist dies im Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu geben.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zu dem Zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 25. März 2017

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 25. März 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r
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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

§ 11c Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertra-
ges vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Neunzehnten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag vom 3. bis 7. De-
zember 2015, wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 2 wird das Wort
„Deutschlandradio“ durch das Wort
„Deutschlandfunk“ ersetzt.

2. In Nummer 3 werden die Wörter
„DRadio Wissen“ durch die Wörter
„Deutschlandfunk Nova“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des
Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag
vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch
den Neunzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember
2015, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt
geändert:

a) Beim Ersten Abschnitt wird das
Wort „Programm“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

b) In § 2 wird das Wort „Programm“
durch das Wort „Angebote“ er-
setzt.

c) In § 4 wird das Wort „Programm-
erstellung“ durch die Wörter „Er-
stellung von Audioproduktionen“
ersetzt.

d) Beim Zweiten Abschnitt wird das
Wort „Sendungen“ durch das
Wort „Angebote“ ersetzt.

e) In § 6 wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ er-
setzt.

f) In § 8 wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ er-
setzt.

g) Es wird folgender neuer § 19a ein-
gefügt:

„§19a Allgemeine Bestimmun-
gen“.

h) In § 35 werden die Wörter „In-
Kraft-treten“ durch das Wort
„Übergangsbestimmungen“ er-
setzt.

2. In der Überschrift des Ersten Ab-
schnitts wird das Wort „Programm“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

3. In § 1 Abs. 3 Satz 3 werden die Wör-
ter „programm- und produktionsge-
recht“ durch die Wörter „angebots-
und produktionsgerecht“ ersetzt.

4. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu
gefasst:

„§ 2

Angebote“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort
„Deutschlandradio“ durch
das Wort „Deutschlandfunk“
ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die
Wörter „DRadio Wissen“
durch die Wörter „Deutsch-
landfunk Nova“ und die Wör-
ter „dem Deutschlandradio“
durch die Wörter „der Körper-
schaft“ ersetzt.

cc) Es werden folgende neue Sät-
ze 2 und 3 angefügt:

„Das Programm nach Satz 1
Nr. 1 kann bei digitaler Über-
tragung für Liveübertragun-
gen aus dem Europäischen
Parlament, dem Deutschen
Bundestag oder den Landta-
gen, sowie von Diskussions-
runden, Reden, Festakten und
Preisverleihungen und ähnli-
chen, für den Hörfunk geeig-
neten Sendungen der Mitglie-
der der Körperschaft zeitwei-
se in angemessenem Umfang
auseinandergeschaltet wer-
den. Die Körperschaft bietet
Telemedien nach Maßgabe
dieses Staatsvertrages und
des Rundfunkstaatsvertrages
an.“

c) In Absatz 2 wird das Wort „Pro-
gramme“ durch das Wort „Ange-
bote“ ersetzt.

5. In § 3 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort
„beide“ durch das Wort „ihre“ er-
setzt.

Zwanzigster Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort
„Programmerstellung“ durch die
Wörter „Erstellung von Audiopro-
duktionen“ ersetzt.

b) In Satz 1 und Satz 3 wird jeweils
das Wort „Hörfunkproduktionen“
durch das Wort „Audioproduktio-
nen“ ersetzt.

7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „pro-
grammlich“ durch die Wörter
„zur Erfüllung des Auftrags“
ersetzt.

bb) Es wird folgender neuer 
Satz 4 eingefügt:

„Die Zusammenarbeit er-
streckt sich auch auf den ad-
ministrativen und technischen
Bereich.“

cc) Die bisherigen Sätze 4 und 5
werden zu den neuen Sätzen
5 und 6.

b) In Absatz 3 werden die Wörter
„Programme und“ und die Wörter
„Programmen und“ gestrichen.

8. In der Überschrift des Zweiten Ab-
schnitts wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

9. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort
„Sendungen“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Sen-
dungen“ durch das Wort „An-
geboten“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Sen-
dungen“ durch das Wort „An-
gebote“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(2) Die Körperschaft hat in ih-
ren Angeboten die Würde des
Menschen zu achten und zu schüt-
zen. Sie soll dazu beitragen, die
Achtung vor Leben, Freiheit und
körperlicher Unversehrtheit, vor
Glauben und Meinung anderer zu
stärken. Die sittlichen und religiö-
sen Überzeugungen der Bevölke-
rung sind zu achten.“

d) Absatz 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(3) Das Geschehen in den ein-
zelnen Ländern und die kulturelle
Vielfalt Deutschlands sind ange-
messen in den Angeboten der Kör-
perschaft darzustellen. Die Ange-
bote sollen dabei auch die Zusam-
mengehörigkeit im vereinten
Deutschland fördern sowie der ge-
samtgesellschaftlichen Integration
in Frieden und Freiheit und der
Verständigung unter den Völkern
dienen und auf ein diskriminie-

rungsfreies Miteinander hinwir-
ken.“

10. § 7 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7 Berichterstattung

Die Bestimmungen des Rundfunk-
staatsvertrages zu Berichterstattung,
Informationssendungen und Mei-
nungsumfragen finden Anwendung.“

11. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort
„Sendungen“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

b) Die Wörter „das Deutschlandra-
dio“ werden durch die Wörter „die
Körperschaft“ ersetzt.

12. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter
„durch Hörfunk“ gestrichen und
die Wörter „von der Körperschaft
in einer Sendung“ durch die Wör-
ter „im Angebot der Körperschaft“
ersetzt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die
Wörter „der Sendung“ durch die
Wörter „des Angebots“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt neu
gefasst:

„Die Gegendarstellung muss das
beanstandete Angebot und die
Tatsachenbehauptung bezeich-
nen.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Die Gegendarstellung muss
unverzüglich innerhalb des
gleichen Angebotes verbreitet
werden, in welchem die be-
anstandete Tatsachenbehaup-
tung erfolgt ist.“

bb) Es wird folgender neuer 
Satz 3 angefügt:

„Im Hörfunk muss die Gegen-
darstellung innerhalb des
gleichen Programms und der
gleichen Programmsparte wie
die beanstandete Tatsachen-
behauptung sowie zur glei-
chen Tageszeit oder, wenn
dies nicht möglich ist, zu ei-
ner Sendezeit verbreitet wer-
den, die der Zeit der bean-
standeten Sendung gleich-
wertig ist.“

13. In § 10 werden nach dem Wort „Sen-
dezeit“ die Wörter „in den Hörfunk-
programmen“ eingefügt.

14. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden
jeweils nach dem Wort „Sende-
zeit“ die Wörter „in den Hörfunk-
programmen“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach
dem Wort „Sendezeiten“ die Wör-
ter „in den Hörfunkprogrammen“
eingefügt.
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15. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu
gefasst:

„Wer die Sendung eines Beitrages
veranlasst oder zugelassen hat
oder Angebote in Telemedien zur
Nutzung bereitstellt, trägt für den
jeweiligen Inhalt und die jeweilige
Gestaltung nach Maßgabe der
Vorschriften des Grundgesetzes,
der allgemeinen Gesetze und der
besonderen Vorschriften dieses
Staatsvertrages die Verantwor-
tung.“

b) In Absatz 3 werden nach dem
Wort „Beitrages“ die Wörter „oder
Angebotsteiles“ eingefügt.

16. In § 13 wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

17. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(2) Soweit die Körperschaft
Telemedien anbietet oder Radio-
text veranstaltet, stellt sie in ge-
eigneter Weise sicher, dass be-
rechtigten Interessen Dritter auf
Beweissicherung angemessen
Rechnung getragen wird.“

b) Absatz 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(3) Wer glaubhaft macht, in
seinen Rechten betroffen zu sein,
kann von der Körperschaft Ein-
sicht in die Aufzeichnungen nach
den Absätzen 1 und 2 verlangen
und hiervon auf eigene Kosten
von der Körperschaft Mehrferti-
gungen herstellen lassen. Die
Glaubhaftmachung in Textform ist
ausreichend.“

18. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter
„zum Programm“ durch die Wör-
ter „zu den Angeboten“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt:

„Wird die Programmbe-
schwerde in Textform einge-
legt, so genügt auch für deren
Bescheidung Textform.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird zum
neuen Satz 3.

19. In § 17 Abs. 3 Satz 2 Nummer 1 wird
das Wort „Rundfunksendungen“
durch das Wort „Angeboten“ ersetzt.

20. Es wird folgender neuer § 19a einge-
fügt:

„§19a

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitglieder des Hörfunkra-
tes und des Verwaltungsrates sind
Sachwalter der Interessen der Allge-
meinheit. Sie sind an Weisungen
nicht gebunden. Sie dürfen keine

wirtschaftlichen oder sonstigen Inte-
ressen haben, die geeignet sind, die
Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglie-
der des Hörfunkrates oder des Ver-
waltungsrates zu gefährden (Interes-
senkollision).

(2) Eine gleichzeitige Mitglied-
schaft im Hörfunkrat und im Verwal-
tungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mit-
glied kann dem Hörfunkrat und dem
Verwaltungsrat zusammen insgesamt
in höchstens drei Amtsperioden ange-
hören.

(3) Dem Hörfunkrat und dem Ver-
waltungsrat dürfen nicht angehören

1. Mitglieder des Europäischen Par-
lamentes, des Deutschen Bundes-
tages oder eines Landesparlamen-
tes,

2. Mitglieder der Europäischen Kom-
mission, der Bundesregierung
oder der Regierung eines deut-
schen Landes,

3. hauptamtliche kommunale Wahl-
beamte,

4. Beamte, die jederzeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt wer-
den können,

5. Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände auf Leitungsebene,

6. Mitglieder im Vorstand einer Par-
tei nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Par-
teiengesetzes auf Bundes- oder
Landesebene; die alleinige Mit-
gliedschaft in einem Parteischieds-
gericht gemäß § 14 des Parteien-
gesetzes steht einer Mitgliedschaft
im Hörfunkrat und Verwaltungsrat
nicht entgegen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die
Mitglieder des Hörfunkrates nach 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 sowie
die Mitglieder des Verwaltungsrates
nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2.

(4) Dem Hörfunkrat und dem Ver-
waltungsrat dürfen ferner nicht ange-
hören

1. Angestellte oder arbeitnehmer-
ähnliche Personen der Körper-
schaft oder ihrer Mitglieder,

2. Personen, die in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis zu einem
Unternehmen stehen, an dem die
Körperschaft beteiligt ist, oder zu
einem mit einem solchen Unter-
nehmen verbundenen Unterneh-
men (§ 15 des Aktiengesetzes),

3. Personen, die den Aufsichtsorga-
nen oder Gremien eines anderen
öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalters angehören oder in
einem Arbeits- oder Dienstverhält-
nis oder in einem arbeitnehmer-
ähnlichen Verhältnis zu diesem
oder zu einem mit diesem verbun-
denen Unternehmen (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) stehen,

4. Personen, die privaten Rundfunk
veranstalten oder den Aufsichtsor-
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ganen oder Gremien eines priva-
ten Rundfunkveranstalters oder ei-
nem mit diesem verbundenen Un-
ternehmen (§ 15 des Aktiengeset-
zes) angehören oder in einem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis zu
diesen stehen,

5. Personen, die den Aufsichtsorga-
nen oder Gremien einer Landes-
medienanstalt angehören oder Or-
ganen, derer sich eine Landesme-
dienanstalt zur Erfüllung ihrer
Aufgaben bedient, oder die zu
diesen Organen oder einer Lan-
desmedienanstalt in einem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis ste-
hen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die
Mitglieder des Verwaltungsrates nach
§ 24 Abs. 1 Nr. 3 und 4.

(5) Der in Absatz 3 Satz 1 genann-
te Personenkreis kann frühestens 18
Monate  nach dem Ausscheiden aus
der dort genannten Funktion als Mit-
glied in den Hörfunkrat oder den Ver-
waltungsrat entsandt oder gewählt
werden. Für den in Absatz 3 Satz 1
genannten Personenkreis gilt Ab-
satz 3 Satz 2 entsprechend.

(6) Die Mitglieder des Hörfunkra-
tes und des Verwaltungsrates haben
Anspruch auf eine Aufwandsentschä-
digung, Sitzungsgelder und Ersatz
von Reisekosten mit Ausnahme des
Tagegeldes. Das Nähere regelt die
Satzung. Aufwandsentschädigungen
und Sitzungsgelder sind der Höhe
nach zu veröffentlichen.“

21. In § 20 Abs. 1 Satz 1 werden das Wort
„Sendungen“ durch das Wort „Ange-
bote“ und die Wörter „in Programm-
fragen“ durch die Wörter „in Fragen
zur Gestaltung der Angebote“ er-
setzt.

22. § 21 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 21

Zusammensetzung des Hörfunkrates

(1) Der Hörfunkrat besteht aus
fünfundvierzig Mitgliedern, nämlich

1. je einem Vertreter von dreizehn
der vertragschließenden Länder,
für die kein Entsendungsrecht ge-
mäß § 24 Abs. 1 Nr. 1 für den Ver-
waltungsrat besteht,

2. zwei Vertretern des Bundes,

3. einem Vertreter der Evangelischen
Kirche in Deutschland,

4. einem Vertreter der Katholischen
Kirche in Deutschland,

5. einem Vertreter des Zentralrats
der Juden in Deutschland,

6. einem Vertreter des Deutschen
Gewerkschaftsbundes,

7. einem Vertreter der Bundesverei-
nigung Deutscher Arbeitgeberver-
bände,

8. einem Vertreter des Bundeszu-
wanderungs- und Integrationsra-
tes,

9. einem Vertreter von eco – Verband
der Internetwirtschaft e.V.,

10. einem Vertreter des Lesben- und
Schwulenverbandes e.V.,

11. einem Vertreter der Hochschul-
rektorenkonferenz,

12. einem Vertreter der Kulturpoliti-
schen Gesellschaft e.V.,

13. einem Vertreter des Deutschen
Museumsbundes e.V.,

14. einem Vertreter des Deutschen
Jugendherbergswerks e.V.,

15. einem Vertreter des Weissen
Rings e.V.,

16. einem Vertreter des Deutschen
Hotel- und Gaststättenverbandes
e.V.,

17. einem Vertreter der Arbeitsge-
meinschaft der Badisch-Württem-
bergischen Bauernverbände,

18. einem Vertreter des Bundes der
Vertriebenen, Landesverband
Bayern e.V.,

19. einem Vertreter des Landessport-
bundes Berlin e.V.,

20. einem Vertreter der Handwerks-
kammern von Brandenburg,

21. einem Vertreter des Sozialverban-
des Deutschland e.V., Landesver-
band Bremen,

22. einem Vertreter der ver.di – Ver-
einte Dienstleistungsgewerk-
schaft e.V., Landesbezirk Ham-
burg,

23. einem Vertreter des Deutschen
Mieterbundes, Landesverband
Hessen e.V.,

24. einem Vertreter eines Landesver-
bandes der Freien Berufe, Lan-
desverband Mecklenburg-Vor-
pommern e.V.,

25. einem Vertreter des Landesmu-
sikrates Niedersachsen e.V.,

26. einem Vertreter des Landesju-
gendringes Nordrhein-Westfalen,

27. für jeweils eine Amtsperiode ei-
nem Vertreter von ver.di – Verein-
te Dienstleistungsgewerkschaft
e.V. – Landesbezirk Rheinland-
Pfalz – aus dem Fachbereich Me-
dien oder einem Vertreter des
Deutschen Journalistenverban-
des/Landesverband Rheinland-
Pfalz,

28. einem Vertreter der Verbraucher-
zentrale des Saarlandes e.V.,

29. einem Vertreter des VOS – Verei-
nigung der Opfer des Stalinismus,
Landesverband Sachsen e.V.,

30. einem Vertreter des Deutschen
Roten Kreuzes – Landesverband
Sachsen-Anhalt e.V.,

31. einem Vertreter des Landesnatur-
schutzverbandes Schleswig-Hol-
stein,
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32. einem Vertreter der Industrie-
und Handelskammern von Thü-
ringen.

Das Entsendungsrecht eines Landes
nach Satz 1 Nr. 1 erlischt mit der Zu-
weisung eines Entsendungsrechts
desselben Landes für den Verwal-
tungsrat nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 und
Abs. 2; maßgeblich ist der Zeitpunkt
des Wirksamwerdens des Entsen-
dungsrechts nach § 24 Abs. 2 Satz 2.

(2) Jeweils ein Mitglied des Perso-
nalrates am Sitz in Köln und in Berlin
nimmt an den Sitzungen des Hör-
funkrates teil. Die Entscheidung über
die teilnehmenden Mitglieder trifft
der Gesamtpersonalrat. Die Personal-
ratsmitglieder können zu Fragen, die
nicht den Bereich der Angebotsge-
staltung betreffen, gehört werden.

(3) Die Vertreter der entsendungs-
berechtigten Länder nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 werden von den jeweili-
gen Landesregierungen, die Vertreter
des Bundes nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 von der Bundesregierung und
die Vertreter nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 bis 32 von den Verbänden und
Organisationen entsandt. Solange
und soweit von dem Entsendungs-
recht kein Gebrauch gemacht wird,
verringert sich die Zahl der Mitglie-
der entsprechend.

(4) Bei der Entsendung der Vertre-
ter sind Frauen und Männer ange-
messen zu berücksichtigen. Im Fall
des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 sind eine
Frau und ein Mann zu entsenden. In
den anderen Fällen muss bei der Ent-
sendung eines neuen Mitgliedes ei-
nem männlichen Mitglied eine Frau
und einem weiblichen Mitglied ein
Mann nachfolgen.

(5) Der amtierende Vorsitzende
des Hörfunkrates stellt zu Beginn der
Amtsperiode die nach diesem Staats-
vertrag ordnungsgemäße Entsendung
fest und gibt die Feststellungen dem
Hörfunkrat bekannt. Die entsenden-
den Stellen haben alle Angaben zu
machen, die zur Nachprüfung der Vor-
aussetzungen von Absatz 4, 6, 7 und
§ 19a Abs. 3 bis 5 erforderlich sind.

(6) Die Amtszeit der Mitglieder
des Hörfunkrates beträgt fünf Jahre.
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus,
so ist nach den für die Entsendung
des ausgeschiedenen Mitgliedes gel-
tenden Vorschriften ein Nachfolger
für den Rest der Amtszeit zu berufen.

(7) Die Mitgliedschaft im Hörfunk-
rat erlischt durch

1. Niederlegung des Amtes,

2. Verlust der Fähigkeit, Rechte aus
öffentlichen Wahlen zu erlangen
oder öffentliche Ämter zu beklei-
den,

3. Eintritt der Geschäftsunfähigkeit
oder der Voraussetzungen der
rechtlichen Betreuung nach § 1896
des Bürgerlichen Gesetzbuches,

4. Eintritt des Todes,

5. Eintritt eines der in § 19a Abs. 3
und 4 genannten Ausschlussgrün-
de,

6. Eintritt einer Interessenkollision
nach § 19a Abs. 1 Satz 3 oder

7. Abberufung aus wichtigem Grund
durch die entsendungsberechtigte
Stelle; ein wichtiger Grund liegt
insbesondere vor, wenn ein Mit-
glied aus der entsendungsberech-
tigten Stelle ausgeschieden ist.

Die Mitgliedschaft des Vertreters ei-
nes entsendungsberechtigten Landes
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erlischt zu-
dem mit dem Wirksamwerden eines
Entsendungsrechts desselben Landes
für den Verwaltungsrat gemäß § 24
Abs. 2 Satz 1 und 2. Das Vorliegen
der Erlöschensgründe nach Satz 1 
Nr. 1 bis 5 gibt der Vorsitzende des
Hörfunkrates dem Hörfunkrat be-
kannt. Über das Erlöschen der Mit-
gliedschaft in den Fällen von Satz 1
Nr. 6 und 7 entscheidet der Hörfunk-
rat. Bis zur Entscheidung nach Satz 4
behält das betroffene Mitglied seine
Rechte und Pflichten, es sei denn, der
Hörfunkrat beschließt mit der Mehr-
heit der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder, dass der Betroffene bis
zur Entscheidung nicht an den Arbei-
ten des Hörfunkrates teilnehmen
kann. Von der Beratung und Be-
schlussfassung im Verfahren nach
Satz 4 und 5 ist das betroffene Mit-
glied ausgeschlossen.

(8) Weitere Einzelheiten des Ver-
fahrens über die Entsendung und Ab-
berufung regelt die Satzung. Die Sat-
zung bedarf insoweit der Genehmi-
gung durch die rechtsaufsichtsfüh-
rende Landesregierung.

(9) Die Länder überprüfen die Zu-
sammensetzung des Hörfunkrates
nach Absatz 1 rechtzeitig vor Ablauf
jeder zweiten Amtsperiode.“

23. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden folgende neue
Sätze 3 und 4 angefügt:

„Der Anteil der Mitglieder nach 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 darf
in den Ausschüssen des Hörfunk-
rates ein Drittel der Mitglieder
nicht übersteigen. Entsprechendes
gilt bei der Wahl der Vorsitzenden
und Stellvertreter des Hörfunkra-
tes und seiner Ausschüsse.“

b) Es werden folgende neue Absätze
5 bis 7 angefügt:

„(5) Die Sitzungen des Hör-
funkrates sind öffentlich. In be-
gründeten Ausnahmefällen kann
der Hörfunkrat den Ausschluss der
Öffentlichkeit beschließen. Perso-
nalangelegenheiten, die aus Grün-
den des Persönlichkeitsschutzes
vertraulich sind, und Angelegen-
heiten, in welchen die Offenle-
gung von Betriebs- und Geschäfts-
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geheimnissen Dritter unvermeid-
lich ist, sind stets unter Ausschluss
der Öffentlichkeit zu behandeln.
Die Sitzungen der nach Absatz 2
Satz 2 gebildeten Ausschüsse fin-
den grundsätzlich nichtöffentlich
statt.

(6) Die Zusammensetzung des
Hörfunkrates und seiner Aus-
schüsse nach Absatz 2 Satz 2 ist zu
veröffentlichen. Die Tagesordnun-
gen der Sitzungen des Hörfunkra-
tes und seiner Ausschüsse sind
spätestens eine Woche vor den Sit-
zungen, die Anwesenheitslisten
im Anschluss an die Sitzungen zu
veröffentlichen. Im Anschluss an
die Sitzungen des Hörfunkrates
sind Zusammenfassungen der we-
sentlichen Ergebnisse der Sitzun-
gen des Hörfunkrates sowie seiner
vorberatenden Ausschüsse zu ver-
öffentlichen. Die Veröffentlichung
hat unter Wahrung von Betriebs-
und Geschäftsgeheimnissen sowie
personenbezogener Daten der Be-
schäftigten der Körperschaft zu er-
folgen. Berechtigte Interessen
Dritter an einer Geheimhaltung
sind zu wahren. Eine Veröffentli-
chung in elektronischer Form im
Internetauftritt der Körperschaft ist
ausreichend. Das Nähere regelt
die Satzung.

(7) Der Hörfunkrat hält auf
Wunsch von mindestens sieben
seiner Mitglieder Fortbildungsver-
anstaltungen ab.“

24. In § 23 Abs. 3 werden nach dem Wort
„beschließt“ die Wörter „mit Zustim-
mung des Hörfunkrates“ eingefügt.

25. § 24 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 24

Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus
zwölf Mitgliedern, nämlich

1. je einem Vertreter von drei der
vertragschließenden Länder,

2. einem Vertreter des Bundes, der
von der Bundesregierung entsandt
wird,

3. drei Vertretern der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, die von deren
Intendanten entsandt werden,

4. drei Vertretern des ZDF, die vom
Intendanten des ZDF entsandt
werden,

5. zwei Sachverständigen, die vom
Hörfunkrat gewählt werden; ein
Sachverständiger muss dabei
Kenntnisse in den Bereichen Wirt-
schaftsprüfung oder Betriebswirt-
schaft, der andere Sachverständi-
ge Kenntnisse in den Bereichen
Rundfunkrecht, Medienwirtschaft
oder Medienwissenschaft aufwei-
sen; sie müssen über mindestens

fünfjährige Berufserfahrung in ih-
rem jeweiligen Bereich verfügen;
das Nähere regelt die Satzung.

(2) Die entsendungsberechtigten
Länder nach Absatz 1 Nr. 1 werden
durch die Ministerpräsidenten ein-
stimmig bestimmt und durch den Vor-
sitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz gegenüber den Vorsitzen-
den von Hörfunk- und Verwaltungs-
rat benannt. Das Entsendungsrecht
wird zu Beginn der Amtsperiode, für
die es erteilt wird, im Übrigen mit Zu-
gang der Entscheidung nach Satz 1
bei den Vorsitzenden von Hörfunk-
und Verwaltungsrat wirksam. Die
Vertreter der entsendungsberechtig-
ten Länder werden von den jeweili-
gen Landesregierungen entsandt.

(3) Jeweils ein Mitglied des Perso-
nalrats am Sitz in Köln und in Berlin
nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates teil. Die Entscheidung
über die teilnehmenden Mitglieder
trifft der Gesamtpersonalrat. Die Per-
sonalratsmitglieder können zu Perso-
nalangelegenheiten gehört werden.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder be-
trägt fünf Jahre; § 21 Abs. 6 Satz 2
und Abs. 7 gelten entsprechend.

(5) Solange und soweit von dem
Recht der Entsendung kein Gebrauch
gemacht wird, verringert sich die
Zahl der Mitglieder entsprechend.

(6) Bei der Entsendung der Vertre-
ter sind Frauen und Männer ange-
messen zu berücksichtigen. In den
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2
müssen bei der Entsendung eines
neuen Mitgliedes einem männlichen
Mitglied eine Frau und einem weibli-
chen Mitglied ein Mann nachfolgen.
In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3
und 4 müssen jeweils mindestens ei-
ne Frau und ein Mann entsandt wer-
den. Im Fall des Absatzes 1 Nr. 5 soll
ein Mitglied eine Frau und ein Mit-
glied ein Mann sein.“

26. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wie folgt neu gefasst:

„Der Verwaltungsrat gibt sich
eine Geschäftsordnung, in der
auch die Bildung von Aus-
schüssen vorgesehen werden
kann.“

bb) Es werden folgende neue Sät-
ze 4 und 5 angefügt:

„Der Anteil der Mitglieder
nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2
darf in den Ausschüssen des
Verwaltungsrates ein Drittel
der Mitglieder nicht überstei-
gen. Entsprechendes gilt bei
der Wahl der Vorsitzenden
und Stellvertreter des Verwal-
tungsrates und seiner Aus-
schüsse.“

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort
„drei“ durch das Wort „vier“ er-
setzt.
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c) Es werden folgende neue Absätze
5 und 6 angefügt:

„(5) Die Sitzungen des Verwal-
tungsrates und seiner Ausschüsse
finden grundsätzlich nichtöffent-
lich statt.

(6) § 22 Abs. 6 gilt entspre-
chend. Im Falle einer Zustimmung
des Verwaltungsrates zum Ab-
schluss von Anstellungsverträgen
mit außertariflichen Angestellten
nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröf-
fentlichung der Zusammenfassung
der wesentlichen Ergebnisse der
Sitzungen des Verwaltungsrates
auch die Darstellung der jährli-
chen Vergütungen sowie etwaiger
vertraglich vereinbarter Zusatz-
leistungen. Entsprechendes gilt für
Verträge mit freien Mitarbeitern,
die der Zustimmung des Verwal-
tungsrates bedürfen.“

27. In § 27 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort
„Programme“ durch das Wort „Ange-
bote“ ersetzt.

28. In § 30 a werden folgende neue Ab-
sätze 5 und 6 angefügt:

„(5) Die Körperschaft veröffent-
licht die für die Tätigkeit im Ge-
schäftsjahr gewährten Bezüge des In-
tendanten und der Direktoren unter
Namensnennung im Geschäftsbe-
richt. Satz 1 gilt insbesondere auch
für:

1. Leistungen, die den genannten
Personen für den Fall einer vorzei-
tigen Beendigung ihrer Tätigkeit
zugesagt worden sind,

2. Leistungen, die den genannten
Personen für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem
Barwert sowie den von der Kör-
perschaft während des Geschäfts-
jahres hierfür aufgewandten oder
zurückgestellten Betrag,

3. während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen,

4. Leistungen, die einer der betroffe-
nen Personen, die ihre Tätigkeit
im Laufe des Geschäftsjahres be-
endet hat, in diesem Zusammen-
hang zugesagt und im Laufe des
Geschäftsjahres gewährt worden
sind,

5. Leistungen, die den genannten
Personen für Tätigkeiten bei Toch-
ter- und Beteiligungsgesellschaf-
ten der Körperschaft oder ihrer
Mitglieder gewährt worden sind,
und

6. Leistungen, die den genannten
Personen für entgeltliche Neben-
tätigkeiten gewährt worden sind;
dies gilt nicht, wenn die Höhe der
jeweils vereinbarten Einkünfte
den Betrag von 1 000 Euro monat-
lich nicht übersteigt.

(6) Die Tarifstrukturen und eine
strukturierte Darstellung der außer-
und übertariflichen Vereinbarungen
sind zu veröffentlichen.“

29. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu
gefasst:

„Für die Körperschaft sind das
Bundespersonalvertretungsgesetz
und die dazu ergangenen Rechts-
verordnungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung nach Maßgabe
der für die ,Deutsche Welle’ gel-
tenden Vorschriften entsprechend
anwendbar, sofern in diesem
Staatsvertrag nichts Abweichen-
des geregelt ist.“

b) Es wird folgender neuer Absatz 3
angefügt:

„(3) Der Intendant schafft mit
Zustimmung des Verwaltungsrates
für die von der Körperschaft be-
schäftigten arbeitnehmerähnli-
chen Personen im Sinne von § 12a
des Tarifvertragsgesetzes eine ins-
titutionalisierte Vertretung ihrer
Interessen (Freienvertretung). Die-
se steht im regelmäßigen Aus-
tausch  mit dem Intendanten. Nä-
heres regelt ein Statut des Inten-
danten, das insbesondere die Mo-
dalitäten der Wahl sowie die Rah-
menbedingungen für die Tätigkeit
der Freienvertretung festlegt.“

30. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Datum
„31. Dezember 2008“ durch das
Datum „31. Dezember 2020“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung
„§ 54 Abs. 1“ durch die Ver-
weisung „§ 62 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung
„§ 54 Abs. 5“ durch die Ver-
weisung „§ 62 Abs. 5“ ersetzt.

31. § 35 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 35

Übergangsbestimmungen

(1) Die Zusammensetzung sowie
die Rechte und Pflichten der Mitglie-
der des Hörfunkrates, des Verwal-
tungsrates und ihrer Ausschüsse blei-
ben vom Inkrafttreten des 20. Rund-
funkänderungsstaatsvertrages bis
zum Ablauf der am 1. September
2017 laufenden Amtsperioden von
Hörfunkrat, Verwaltungsrat und ihren
Ausschüssen unberührt, soweit in den
nachfolgenden Absätzen nichts Ab-
weichendes bestimmt ist.

(2) Die am 1. September 2017 lau-
fenden Amtsperioden des Hörfunkra-
tes und des Verwaltungsrates enden
am 31. Dezember 2018.

(3) Die am 1. September 2017 lau-
fenden Amtsperioden des Hörfunkra-
tes und des Verwaltungsrates gelten
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als erste im Sinne von § 19a Abs. 2
Satz 2.“

Artikel 3

Änderung des 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

§ 9 des Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrag vom 26. August bis 11. September
1996, zuletzt geändert durch den Sech-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag
vom 4. bis 17. Juli 2014, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Von dem Aufkommen aus
dem Rundfunkbeitrag erhalten die in
der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten einen An-
teil von 71,7068 vom Hundert, das
ZDF einen Anteil von 25,3792 vom
Hundert und die Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts „Deutschlandradio“
einen Anteil von 2,9140 vom Hun-
dert.“

2. In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe
„171,11 Mio Euro“ durch die Angabe
„180,84 Mio Euro“ ersetzt.

Artikel 4

Kündigung, Inkrafttreten, 
Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Arti-
keln 1 bis 3 geänderten Staatsverträge
sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Aus-
nahme von Artikel 3 am 1. September
2017 in Kraft. Artikel 3 tritt zum 1. Januar
2017 in Kraft. Sind bis zum 31. August
2017 nicht alle Ratifikationsurkunden bei
der Staatskanzlei des Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt,
wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt
den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den
Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages,
des Deutschlandradio-Staatsvertrages
und des Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trages in der Fassung, die sich aus den
Artikeln 1 bis 3 ergibt, mit neuem Datum
bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 8.12.2016 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 8.12.2016 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:

Berlin, den 8.12.2016 Michael Müller

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 8.12.2016 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 8.12.2016 Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 8.12.2016 Olaf Scholz

Für das Land Hessen:

Berlin, den 8.12.2016 V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 8.12.2016 E. Sellering

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 8.12.2016 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 8.12.2016 Hannelore Kraft
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Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 8.12.2016 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Berlin, den 8.12.2016 Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 8.12.2016 Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 16.12.2016 Dr. Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 8.12. 2016 Torsten Albig

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin – Erfurt, den 8.12.2016 Bodo Ramelow
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Aufgrund

1. des § 199 Abs. 2 und des § 212 Abs. 1
des Baugesetzbuches in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Oktober
2015 (BGBl. I S. 1722),

2. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372),

3. des § 1 des Gesetzes über die Erhe-
bung von Gebühren bei der Erstattung
von Wertgutachten nach dem Sieben-
ten Teil des Bundesbaugesetzes vom
13. März 1972 (GVBl. I S. 73),

4. des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622), und

5. des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen
Verwaltungskostengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Ja-
nuar 2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13. Dezember
2012 (GVBl. S. 622),

verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Hessische Verordnung zur Durch-
führung des Baugesetzbuches vom 
17. April 2007 (GVBl. I S. 259), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 25. No-
vember 2014 (GVBl. S. 321), wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort
„Hanau,“ gestrichen.

2. In § 3 Abs. 5 Nr. 2 werden die Anga-
ben „Nr. 1 bis 3“ und „in der Fassung
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli
2014 (BGBl. I S. 890),“ gestrichen.

3. In § 12 Abs. 2 werden nach dem Wort
„Fassung“ die Wörter „der Bekannt-
machung“ eingefügt.

4. In § 13 Abs. 5 wird die Angabe „1. Ok-
tober 2013 (BGBl. I S. 3728)“ durch
„20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3037)“
ersetzt.

5. In § 17 Abs. 2 werden nach dem Wort
„Fassung“ die Wörter „der Bekannt-
machung“ eingefügt und die Angabe
„25. Juli 2014 (BGBl. I S. 1266)“ durch
„23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234)“
ersetzt.

6. In § 20 Abs. 1 Satz 2 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 397)“ ein Komma
und die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. Dezember 2015
(GVBl. S. 594)“ eingefügt.

7. In § 25 werden nach dem Wort „Fas-
sung“ die Wörter „der Bekanntma-
chung“ eingefügt.

8. In § 26 wird die Angabe „2017“ durch
„2019“ ersetzt.

Artikel 2

Art. 1 Nr. 1 tritt am 1. Januar 2018 in
Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 361-116

Siebte Verordnung
zur Änderung der Hessischen Verordnung zur Durchführung

des Baugesetzbuches*)

Vom 23. März 2017

Wiesbaden, den 23. März 2017

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  
Ve r k e h r  u n d  

L a n d e s e n t w i c k l u n g

A l - Wa z i r

D i e  M i n i s t e r i n
f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,

L a n d w i r t s c h a f t  u n d  
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z

D e r  M i n i s t e r
d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r
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Aufgrund des § 81 Abs. 2 des Hessi-
schen Beamtenversorgungsgesetzes vom
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 312), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2016
(GVBl. S. 110), verordnet die Landesre-
gierung:

Artikel 1

§ 5 der Verordnung über die Zustän-
digkeiten auf dem Gebiet des Beamten-
versorgungsrechts vom 11. Dezember
2015 (GVBl. S. 611) wird wie folgt geän-
dert:

1. In Abs. 1 werden nach dem Wort „Poli-
zeipräsidien“ die Wörter „Westhessen,
Südhessen, Südosthessen, Frankfurt
am Main“ eingefügt.

2. Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Dem Regierungspräsidium Kas-
sel werden die Befugnisse nach § 4
Abs. 1 für die Beamtinnen und Beam-
ten des Landesamts für Verfassungs-
schutz Hessen, der Hessischen Lan-
desfeuerwehrschule, der Hessischen
Bezügestelle sowie der Polizeipräsi-
dien Nordhessen, Mittelhessen und
Osthessen übertragen.“

3. Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Für die Leiterinnen und Leiter
der unmittelbar nachgeordneten
Dienststellen bleiben die Befugnisse
nach Abs. 1 bis 3 dem Ministerium des
Innern und für Sport vorbehalten.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten

auf dem Gebiet des Beamtenversorgungsrechts

Vom 15. März 2017

Wiesbaden, den 15. März 2017

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h

*) Ändert FFN 320-209
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Aufgrund des

1. § 6 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 6, § 6a
Abs. 2, § 7 Abs. 3, § 7e Abs. 2, § 8
Abs. 1 des Weingesetzes in der Fas-
sung vom 18. Januar 2011 (BGBl. I 
S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 16. Januar 2016 (BGBl. I S. 52),

2. § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in der Fas-
sung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I
S. 2372),

verordnet die Landesregierung,

3. § 1 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zum
Vollzug von Aufgaben in den Berei-
chen der Landwirtschaft, der Land-
schaftspflege, der Dorf- und Regio-
nalentwicklung und des ländlichen
Tourismus vom 21. März 2005 (GVBl. I 
S. 229, 233), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Dezember 2015
(GVBl. S. 635),

4. § 3 Abs. 4, § 12 Abs. 3 bis 5, § 17 
Abs. 3, § 22 Abs. 3 Nr. 2, § 44 Abs. 1
Satz 2 des Weingesetzes, jeweils in
Verbindung mit § 54 Abs. 2 des Wein-
gesetzes und § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7
der Delegations- und Zuständigkeits-
verordnung Landwirtschaft, Forsten
und Naturschutz vom 29. Oktober
2014 (GVBl. S. 255), geändert durch
Verordnung vom 25. November 2015
(GVBl. S. 616),

5. § 10 Abs. 2 der Weinverordnung in
der Fassung vom 21. April 2009
(BGBl. I S. 827), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 4. Januar
2016 (BGBl. I S. 2), in Verbindung mit
§ 54 des Weingesetzes und § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 8 der Delegations- und Zu-
ständigkeitsverordnung Landwirt-
schaft, Forsten und Naturschutz,

6. § 29 Abs. 3 und § 31 der Wein-Über-
wachungsverordnung in der Fassung
vom 14. Mai 2002 (BGBl. I S. 1624),
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 4. Januar 2016 (BGBl. I S. 2), je-
weils in Verbindung mit § 54 des
Weingesetzes und § 1 Abs. 1 Satz 1
Nr. 9 der Delegations- und
Zuständigkeitsverordnung Landwirt-
schaft, Forsten und Naturschutz,

7. § 6 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1
des Pflanzenschutzgesetzes vom 
6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 1281),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
8. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666), in Ver-
bindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Dele-
gations- und Zuständigkeitsverord-

nung Landwirtschaft, Forsten und
Naturschutz,

8. § 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Er-
hebung einer Abgabe für die gebietli-
che Absatzförderung von Wein in der
Fassung vom 28. Mai 1997 (GVBl. I 
S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 622),

verordnet die Ministerin für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz, in den Fällen der Nr. 3 im
Einvernehmen mit dem Minister des In-
nern und für Sport und dem Minister der
Finanzen:

Artikel 1

Die Hessische Ausführungsverordnung
zum Weinrecht und zur Reblausbekämp-
fung vom 2. Dezember 2010 (GVBl. I 
S. 460), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 7. Juli 2015 (GVBl. S. 274),
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

a) Die Angabe zu § 4 wird wie folgt
gefasst:

„§ 4 Wiederbepflanzung“

b) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt
gefasst:

„§ 5 Umwandlung bestehender
Pflanzungsrechte“

c) Nach der Angabe zu § 5 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 5a Neuanpflanzungen

§ 5b Genehmigungsfreie
Pflanzungen“

d) Nach der Angabe zu § 8 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 8a Weinbaukartei, Meldungen

§ 8b Destillation“

e) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt
gefasst:

„§ 17 Lagenausschuss und Wer-
bebeirat“

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Anga-
be „Zu § 3 und § 4“ durch „zu § 3
des Weingesetzes und § 2“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) In dem neuen Satz 2 wird die
Angabe „18. Juli 2015“ durch
„6. April 2017“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In  der Überschrift wird die Anga-
be „Zu § 3 und § 22 Weingesetz*) Ändert FFN 83-60

Vierte Verordnung
zur Änderung der Hessischen Ausführungsverordnung

zum Weinrecht und zur Reblausbekämpfung�*)

Vom 16. März 2017
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und § 2 und § 4“ durch „zu den 
§§ 3 und 22 des Weingesetzes und
§ 2“ ersetzt.

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

4. In § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird die An-
gabe „Abs. 3“ durch „Abs. 1“ ersetzt.

5. Die §§ 4 und 5 werden durch die fol-
genden §§ 4 bis 5b ersetzt:

„§ 4 

Wiederbepflanzung
(zu § 6 des Weingesetzes)

(1) Anträge auf Wiederbepflan-
zung nach § 6 Abs. 1 des Weingeset-
zes sind unter Angabe der genauen
Lage und Größe der zu bepflanzen-
den Fläche auf dem von der zuständi-
gen Behörde herausgegebenen Form-
blatt zu stellen.

(2) Im Zusammenhang mit der Be-
arbeitung von Anträgen nach § 6 
Abs. 1 Satz 1 des Weingesetzes, die
Flächen betreffen, die zuvor vom An-
tragsteller gerodet wurden, wird das in
Art. 8 Abs. 2 der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2015/561 der Kommissi-
on vom 7. April 2015 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates hinsichtlich
des Genehmigungssystems für Reb-
pflanzungen (ABl. EU Nr. L 93 S. 12)
genannte vereinfachte Verfahren, wo-
nach Wiederbepflanzungen als geneh-
migt gelten, wenn die Rodung spätes-
tens zum Ende des Weinwirtschafts-
jahres, in dem sie erfolgt ist, mitgeteilt
wird und die Wiederbepflanzung in-
nerhalb von drei Jahren im selben Um-
fang und auf derselben Fläche vorge-
nommen wird, zugelassen.

(3) Wiederbepflanzungen dürfen in
den Gebieten, die für die Erzeugung
von Wein mit einer geschützten Ur-
sprungsbezeichnung Rheingau oder
einer geschützten geografischen An-
gabe Rheingauer Landwein geeignet
sind, in den Jahren 2017 und 2018 nur
mit Reben erfolgen, die derselben Spe-
zifikation entsprechen wie die gerode-
ten Reben.

§ 5 

Umwandlung bestehender
Pflanzungsrechte

(zu § 6a des Weingesetzes)

Für Anträge auf Umwandlung von
Pflanzungsrechten nach § 6a Abs. 1
des Weingesetzes gilt § 4 Abs. 1 ent-
sprechend. Die zuständige Behörde
kann genehmigen, ein umgewandel-
tes Pflanzungsrecht auf einer im An-
trag nicht bezeichneten Fläche auszu-
üben, soweit diese Fläche im Betrieb
des Antragstellers belegen ist.

§ 5a

Neuanpflanzungen
(zu § 7 Abs. 3 des Weingesetzes)

(1) Abweichend von § 7 Abs. 1 des
Weingesetzes wird die Gesamtfläche,

für die Genehmigungen für Neuan-
pflanzungen in Anspruch genommen
werden dürfen, jeweils für die Jahre
2017 und 2018 im Gebiet

1. mit der geschützten Ursprungsbe-
zeichnung Rheingau, das gleich-
zeitig das Gebiet mit der geschütz-
ten geografischen Angabe Rhein-
gauer Landwein bildet, auf höchs-
tens 32 Hektar,

2. im Gebiet ohne geografische An-
gabe auf höchstens 1 Hektar

festgesetzt.

(2) Berufsständische Organisatio-
nen im Sinne des Art. 65 Satz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 17. Dezember 2013 über eine
gemeinsame Marktorganisation für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und
zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79,
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG)
Nr. 1234/2007 (ABl. EU Nr. L 347 
S. 671, 2014 Nr. L 189 S. 261, 2016 
Nr. L S. 18), zuletzt geändert durch
Delegierte Verordnung (EU) 2016/
1226 (ABl. EU Nr. L 202 S. 5), erhal-
ten jährlich Gelegenheit, eine Emp-
fehlung zur Festsetzung nach Abs. 1
abzugeben. Berufsständische Organi-
sationen nach Satz 1 sind als reprä-
sentativ anzusehen, wenn ihre Mit-
glieder über 50 Prozent der in Abs. 1
genannten Flächen verfügen. Der
Empfehlung kann Rechnung getra-
gen werden, wenn sie bis 30. Septem-
ber vorliegt und Ausführungen zum
Vorliegen der Voraussetzungen des
Art. 63 Abs. 3 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 enthält.

§ 5b

Genehmigungsfreie Pflanzungen
(zu § 7e des Weingesetzes)

Die genehmigungsfreie Anpflan-
zung oder Wiederbepflanzung von
Flächen nach Art. 1 Abs. 3 der Dele-
gierten Verordnung (EU) Nr. 2015/
560 der Kommission vom 15. Dezem-
ber 2014 zur Ergänzung der Verord-
nung (EU) Nr. 1308/2013 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich des Genehmigungssys-
tems für Rebpflanzungen (ABl. EU
Nr. L 93 S. 1), deren Weine oder
Weinbauerzeugnisse ausschließlich
zum Gebrauch im Haushalt des
Weinerzeugers bestimmt sind, ist der
zuständigen Behörde bis zum Ende
des Weinwirtschaftsjahres, in dem die
Pflanzung erfolgt, mitzuteilen.“

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Anga-
be „§ 8c und § 17 Weingesetz und
§ 7a der Weinverordnung“ durch
„§ 8 des Weingesetzes“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 5 wird die Angabe
„7. August 2013 (BGBl. I S. 3154)“
durch „18. Juli 2016 (BGBl. I 
S. 1666)“ ersetzt.
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7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Anga-
be „Zu § 9, § 12 Weingesetz, zu 
§ 29, § 31 der Weinüberwachungs-
verordnung“ durch „zu den §§ 9
und 12 des Weingesetzes“ ersetzt.

b) Abs. 4 Satz 8 und die Abs. 5 bis 9
werden aufgehoben.

8. Nach § 8 werden als §§ 8a und 8b
eingefügt: 

„§ 8a

Weinbaukartei, Meldungen
(zu den §§ 9, 10 und 12 des Weinge-

setzes, § 10 der Weinverordnung
und den §§ 29 und 31 der Weinüber-

wachungsverordnung)

(1) Bei der zuständigen Behörde ist
eine Weinbaukartei, die der Feststel-
lung des Produktionspotentials sowie
der Einhaltung der Hektarerträge
dient, zu führen. Sie enthält auch ein
Verzeichnis der Genehmigungen für
Neuanpflanzungen und Wiederbe-
pflanzungen sowie die Umwandlun-
gen bestehender Pflanzungsrechte.

(2) Die Rodung, Wiederbepflan-
zung oder Neuanpflanzung von Reb-
flächen ist der zuständigen Behörde
bis zu dem nach Durchführung dieser
Maßnahmen folgenden 31. Mai mit-
zuteilen.

(3) Die Betriebe sind verpflichtet,
für jedes abgelaufene Weinwirt-
schaftsjahr jährlich bis zum 10. Sep-
tember

1. aufgrund von Eigentumsübergän-
gen, neuen Pachtverhältnissen
und sonstigen Nutzungsfestlegun-
gen entstandene Flächenverände-
rungen und den Bestand der Flä-
chen am 31. Juli,

2. den Bestand am 31. Juli an Trau-
benmost, teilweise gegorenem
Traubenmost, Wein, Schaumwein
oder an sonstigen Erzeugnissen,
bei deren Herstellung zur Weinbe-
reitung geeignete Erzeugnisse
oder Wein verwendet worden
sind,

3. die Verwendung und Verwertung
der Übermengen und den Bestand
der Übermengen am 31. Juli 

4. die nach § 8 Abs. 4 abgegebenen
Übermengen

der zuständigen Behörde zu melden.
Meldepflichtig sind an Stelle der Be-
triebe die Erzeugerzusammenschlüs-
se für ihre Mitglieder; dies gilt in den
Fällen des Satz 1 Nr. 1 nur bezüglich
der Rebflächen, deren Trauben die
Mitglieder vollständig abzuliefern ha-
ben.

§ 8b 

Destillation
(zu den §§ 11 und 12 des Weingeset-
zes und § 10a der Weinverordnung)

(1) Die Pflicht zur Destillation nach 
§ 11 Abs. 1 Satz 1 des Weingesetzes

kann durch eine unter Aufsicht des
Landesbetriebs Hessisches Landesla-
bor durchgeführte Verwertung als

1. Energieträger einer Abwasseran-
lage oder

2. Wirtschaftsdünger durch Aufbrin-
gung auf landwirtschaftliche Bö-
den

ersetzt werden, wenn die durch den
Weinbetrieb zu destillierende Menge
1 000 Liter Wein nicht überschreitet.
Der Landesbetrieb Hessisches Lan-
deslabor hat über eine Verwertung
nach Satz 1 einen Nachweis zu ertei-
len. Dieser ist bis zum 15. Dezember
des auf die Ernte folgenden Jahres
vorzulegen.

(2) Ist ein Betrieb zur Destillation
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 des Weinge-
setzes verpflichtet, ist die Erteilung
einer amtlichen Prüfungsnummer für
von diesem Betrieb stammende oder
von dem Betrieb zur amtlichen Quali-
tätsweinprüfung angestellte Erzeug-
nisse ausgeschlossen, solange nicht

1. ein Nachweis nach Abs. 1 Satz 2
oder

2. eine zollamtliche Bescheinigung
über die Destillation oder, sofern
dies unmöglich ist, ein Nachweis
über die Destillation einer entspre-
chenden, verkehrsfähigen und im
Rahmen des Gesamthektarertra-
ges vom Betrieb erzeugten Menge
Weines eines anderen Erntejahres

vorgelegt wird.“

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Der natürliche Alkoholge-
halt

1. des Rheingauer und des Star-
kenburger Landweins muss
mindestens 53 Oechslegrad
(6,4 Volumenprozent Alko-
hol),

2. des Landweins Rhein muss
mindestens 50 Oechslegrad
(6,0 Volumenprozent Alkohol)

aufweisen.“

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

10. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe
„geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 635, 640)“ durch „zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Novem-
ber 2012 (GVBl. S. 430)“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Maßgeblicher Zeitpunkt
für die Berechnung der Abgabe
nach § 44 Abs. 1 Satz 1 des Wein-
gesetzes ist das Ende des vorange-
gangenen Weinwirtschaftsjahres.“

11. In § 16 Abs. 1 Satz 2 werden die Wör-
ter „zur biologischen“ durch „als an-
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bau- und kulturtechnische Maßnah-
me zur“ ersetzt.

12. § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17

Lagenausschuss und Werbebeirat

(1) Bei den Gemeinden, in denen
Weinbau betrieben wird, wird ein La-
genausschuss gebildet. Ihm gehören
als Mitglieder an:

1. die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister als Vorsitzende oder
Vorsitzender,

2. die Ortslandwirtin oder der Orts-
landwirt,

3. drei bis fünf Weinbautreibende
aus den verschiedenen Betriebs-
größenklassen der Gemeinde,

4. die oder der Vorsitzende des Orts-
vereins des Rheingauer Weinbau-
verbandes e.V.,

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Vereinigung der gebietlichen
Winzergenossenschaften.

Von mehreren Gemeinden kann ein
gemeinsamer Lagenausschuss gebil-
det werden. Die Bildung eines ge-
meinsamen Lagenausschusses ist
dem Regierungspräsidium Darmstadt
anzuzeigen. Der Lagenausschuss
wird vom Vorsitzenden nach Bedarf
einberufen. Er ist einzuberufen, wenn
mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der es beantragt.

(2) Das für Weinrecht zuständige
Ministerium beruft die Mitglieder des
Werbebeirats nach § 5 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Erhebung einer Abga-
be für die gebietliche Absatzförde-
rung für Wein. Dem Werbebeirat ge-
hören 5 Mitglieder an, von denen je-
weils eines von

1. dem Rheingauer Weinbauverband
e. V.,

2. dem Weinbauverband Hessische
Bergstraße e. V.,

3. der Rheingauer Weinwerbung
GmbH,

4. dem Genossenschaftsverband
Frankfurt e. V.,

5. dem Vorstand des Deutschen
Weinfonds

vorgeschlagen wird. Für jedes Mit-
glied ist nach Maßgabe des Satz 2 ein
stellvertretendes Mitglied zu berufen.

(3) Die Amtszeit des Werbebeira-
tes beträgt fünf Jahre. Vor Ablauf der
Amtszeit kann ein Mitglied abberu-
fen werden, wenn es

1. seine berufliche Verbindung zu
der Stelle, zu deren Vertretung es
berufen wurde, löst,

2. seine Stellung missbraucht oder

3. seine Aufgaben als Mitglied des
Werbebeirates trotz Abmahnung
erheblich vernachlässigt.

Vor der Abberufung eines Mitglieds
sind dieses sowie die Stelle, auf deren
Vorschlag es berufen wurde, anzuhö-
ren. Scheidet ein Mitglied vorzeitig
aus, so ist für die verbleibende Amts-
zeit nach Maßgabe des Abs. 1 Satz 2
ein Ersatzmitglied zu berufen. Satz 1
bis 4 gelten für stellvertretende Mit-
glieder entsprechend.

13. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. zuständige Behörde für die

a) Führung der Weinbergs-
rolle nach § 3,

b) Entgegennahme der Mit-
teilung nach § 4 Abs. 2,

c) Entgegennahme der Mit-
teilung nach § 5b,

d) Gewährung einer Beihilfe
nach dem nationalen Stüt-
zungsprogramm Wein
nach § 6,

e) Genehmigung von Ver-
suchsanlagen nach § 7
Abs. 3 Satz 1,

f) Führung der Weinbaukar-
tei nach § 8a Abs. 1,

g) Entgegennahme der Mel-
dungen nach § 8a Abs. 2
und 3,

h) Kontrolle der Produktspe-
zifikationen nach § 14 
Abs. 1,

i) Entgegennahme der Anzei-
ge nach § 14 Abs. 4,

´ j) Verleihung der Befugnis
zur Einziehung der Abgabe
für den Deutschen Wein-
fonds nach § 15 Abs. 1,

k) Maßnahmen der Reblaus-
bekämpfung nach § 16,“

b) Nr. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Buchst. b wird aufgehoben.

bb) Buchst. c wird Buchst. b.

cc) Als neuer Buchst. c wird ein-
gefügt:

„c) Entgegennahme der An-
zeige nach § 12 Abs. 1
Satz 5.“

c) Nr. 5 wird aufgehoben.

d) Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 5.

e) Die bisherige Nr. 7 wird Nr. 6 und
wie folgt geändert:

aa) In Buchst. d wird die Angabe
„Gesetz vom 13. Dezember
2007 (BGBl. I S. 2930)“ durch
„Verordnung vom 10. Okto-
ber 2012 (BGBl. I S. 2113,
2115)“ ersetzt.

bb) In Buchst. e wird die Angabe
„§ 32“ durch „§ 54“ ersetzt.

f) Die bisherigen Nr. 8 und 9 werden
Nr. 7 und 8.
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g) In der neuen Nr. 8 werden nach dem Wort „Übrigen“ die Worte „zuständige Behörde“
ergänzt.

14. § 19 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. § 5b, § 8a Abs. 2 und 3, § 13 Abs. 3, § 14 Abs. 4 Mitteilungen, Meldungen oder An-
zeigen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig abgibt,“

15. Der Anlage 3 Nr. 3 werden als Nr. 3.30 bis 3.44 angefügt:

3.30 Hallgarten Hallgarten Schönhell Am Kirchenacker

3.31 Hallgarten Hallgarten Schönhell Frühernberg

3.32 Hallgarten Hallgarten Jungfer Geiersberg

3.33 Oestrich Oestrich Lenchen Eiserberg

3.34 Oestrich Oestrich Lenchen Hölle

3.35 Oestrich Oestrich Lenchen Pfaffenpfad

3.36 Hochheim Hochheim Hölle Kantelborn

3.37 Wicker Wicker Nonnberg Fußhohl

3.38 Rüdesheim Rüdesheim Berg Rottland Lai

3.39 Rüdesheim Rüdesheim Berg Rottland Kronnest

3.40 Rüdesheim Rüdesheim Berg Roseneck Mittlerer Platz

3.41 Rüdesheim Rüdesheim Berg Schlossberg Zollhaus

3.42 Rüdesheim Rüdesheim Bischofsberg Unterer Bischofsberg

3.43 Rauenthal Rauenthal Rothenberg Im Rothenberg

3.44 Johannisberg Schloss Johannisberg Einzellagenfrei Oberberg

Artikel 2

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 16. März 2017

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,  
L a n d w i r t s c h a f t  u n d
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z
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Aufgrund

1. des § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 des Hessi-
schen Beamtengesetzes vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218, 508), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. Februar 2016
(GVBl. S. 30), in Verbindung mit § 1
Abs. 3 und § 2 Abs. 2 der Hessischen
Ernennungsverordnung vom 17. Okto-
ber 2014 (GVBl. S. 248),

2. des § 24 Abs. 2 in Verbindung mit § 3
Abs. 7 des Hessischen Beamtengeset-
zes,

3. des § 23 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des
Hessischen Beamtengesetzes in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 3 Satz 4 und 
§ 36 Abs. 4 Satz 2 der Hessischen
Laufbahnverordnung vom 17. Februar
2014 (GVBl. S. 57), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Februar 2016
(GVBl. S. 30), jeweils in Verbindung
mit § 3 Abs. 7 des Hessischen Beam-
tengesetzes,

4. des § 3 Abs. 6 Satz 2 des Hessischen
Beamtengesetzes,

5. des § 68 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung
mit § 63 Abs. 1 des Hessischen Besol-

dungsgesetzes vom 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 31. Januar 2017
(GVBl. S. 10),

verordnet die Ministerin der Justiz,

soweit Befugnisse nach § 1 Abs. 3 der
Hessischen Ernennungsverordnung über-
tragen werden im Einvernehmen mit dem
Minister des Innern und für Sport:

Artikel 1

In den §§ 2 und 6 Abs. 1, § 8 der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten in beam-
ten- und richterrechtlichen Personalange-
legenheiten im Geschäftsbereich des Mi-
nisteriums der Justiz vom 26. November
2015 (GVBl. S. 566) werden vor den Wör-
tern „des Hessischen Landesarbeitsge-
richts“ jeweils die Wörter „des Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofs,“ einge-
fügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 320-208

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten

in beamten- und richterrechtlichen Personalangelegenheiten
im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz*)

Vom 7. März 2017

Wiesbaden, den 7. März 2017

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  
d e r  J u s t i z

K ü h n e - H ö r m a n n

������������������������� � ����������  ����������  ����� ���  ����� ��



44 Nr. 5 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 5. April 2017

Aufgrund des § 12 Abs. 8 Satz 3 
des Hessischen Hochschulgesetzes vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. No-
vember 2015 (GVBl. S. 510), verordnet
der Minister für Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Aufgaben

Forschungsinformationssysteme nach 
§ 12 Abs. 8 Satz 1 und 2 des Hessischen
Hochschulgesetzes dienen den Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zur
Erfüllung ihrer Berichts-, Informations-
und Dokumentationspflichten sowie für
Aufgaben zur Qualitätssicherung.

§ 2

Umfang der Verarbeitung
personenbezogener Daten

Im Rahmen des Betriebs der For-
schungsinformationssysteme dürfen die
nachfolgend genannten personenbezoge-
nen Daten auch ohne Einverständnis des
oder der Betroffenen verarbeitet werden:

1. erforderliche Personenstammdaten
und Angaben zu der Zugehörigkeit zu
Fachbereichen und wissenschaftlichen
Einrichtungen sowie der Wahrneh-
mung wissenschaftlicher Funktionen
des wissenschaftlichen Personals ein-
schließlich der an der Hochschule be-
schäftigten Nachwuchswissenschaftle-
rinnen und Nachwuchswissenschaftler,

2. Name, Anschrift, Geburtsdatum, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit und aka-
demische Abschlüsse der nicht unter

Nr. 1 fallenden Doktorandinnen und
Doktoranden,

3. forschungsbezogene Daten, insbeson-
dere zu Projekten und Projektanträ-
gen, Publikationen sowie Patenten,

4. wissenschaftliche Qualifikationsvorha-
ben, insbesondere Inhalt, Stand und
Dauer von Promotions- und Habilitati-
onsvorhaben,

5. Rahmendaten zur Drittmittelforschung,
insbesondere Anträge, Bewilligungen,
Einnahmen und Personal-, Sach- und
Investitionsausgaben.

§ 3

Erhebung personenbezogener Daten

Die Daten nach § 2 können von den
Hochschulen auch unmittelbar aus den
Personal-, Finanz- und Studierendenda-
tensystemen übernommen werden.

§ 4

Weitere Verarbeitung
personenbezogener Daten

Die nicht von den Bestimmungen der
§§ 2 und 3 erfasste Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten richtet sich nach
den Bestimmungen des Hessischen Da-
tenschutzgesetzes.

§ 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.

Verordnung
über den Betrieb von Forschungsinformationssystemen*)

Vom 20. März 2017

Wiesbaden, den 20. März 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

R h e i n

*) FFN 70-287
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Die Zweite Verordnung zur Änderung
der Hessischen Immatrikulationsverord-
nung vom 1. Februar 2017 (GVBl. S. 18)
ist wie folgt zu berichtigen:

In Art. 1 Nr. 12 muss die Angabe „Die
bisherigen §§ 17 bis 21 werden die §§ 18
bis 22.“ richtig „Die bisherigen §§ 16 bis
21 werden die §§ 17 bis 22.“ lauten.

Berichtigung
der Zweiten Verordnung zur Änderung

der Hessischen Immatrikulationsverordnung
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